
mungen der §§ 67 ff. StGB anzuwenden, ohne daß es 
dabei auf die Dreimonatsfrist oder andere Festlegungen 
über Fristen aus § 115 Abs. 1 Satz 1 GBA ankäme. 
Jedoch ergibt sich aus dem Sinn der unterschiedlichen 
Regelung in § 115 Abs. 1 GBA, daß bei Verursachung 
des Schadens durch eine Verletzung der Arbeitspflich­
ten, die zugleich eine strafbare Handlung darstellt, die 
Frist zur Geltendmachung der materiellen Verantwort­
lichkeit nicht kürzer sein kann, als sie es im Falle der 
Schadensverursachung ausschließlich durch eine Ver­
letzung der Arbeitspflichten wäre.
In verschiedenen Entscheidungen hat das Oberste Ge­
richt zu den Voraussetzungen für eine Beendigung von 
Arbeitsrechtsverhältnissen Stellung genommen.
In der Entscheidung Za 36/63 wird ausgeführt, daß die 
Nichteignung des Werktätigen für die vereinbarte 
Arbeit als Voraussetzung für eine zulässige Kündigung 
des Arbeitsrechtsverhältnisses durch den Betrieb nicht 
allein daran zu messen ist, was der Werktätige beim 
Abschluß des Arbeitsvertrages an Fähigkeiten, Fertig­
keiten, Kenntnissen und Erkenntnissen aufzuweisen 
hat. Vielmehr muß auch geprüft werden, was der Be­
trieb getan hat, um die berufliche Entwicklung des 
Werktätigen zu fördern, damit er für die vereinbarte 
Arbeit geeignet ist.

Schließlich wird in der Entscheidung Za 35/63 hervor­
gehoben, daß die Verbüßung einer Freiheitsstrafe von 
kurzer Dauer allein die Beendigung eines Arbeits­
rechtsverhältnisses durch Aufhebungsvertrag, Kündi­
gung oder fristlose Entlassung seitens des Betriebes 
nicht rechtfertigt, weil es für den Verurteilten von 
großer Bedeutung und für den mit der Strafe bezweck­
ten Erziehungsprozeß regelmäßig besonders förderlich 
ist, daß er nach der Strafverbüßung wieder in sein 
früheres Arbeitskollektiv zurückkehren und seine bis­
herige Arbeit aufnehmen kann.
Die vorstehende Zusammenfassung des Inhalts einiger 
Entscheidungen erfolgte, um den Direktoren zu helfen, 
sich auf die neuen Aufgaben vorzubereiten und die 
Ausgangsbasis dafür zu kennen. Damit wird keinesfalls 
die gerade für sie geltende Forderung gemäß § 2 Abs. 2 
GVG aufgehoben, daß sich die Gerichte regelmäßig mit 
den Problemen der gesellschaftlichen Entwicklung, den 
Aufgaben des umfassenden Aufbaus des Sozialismus, 
der Verallgemeinerung der Rechtsprechung zu be­
schäftigen und daraus Schlußfolgerungen für die Recht­
sprechung zu ziehen haben. Auch das Oberste Gericht 
orientiert seine Tätigkeit im Sinne vorstehender Aus­
führungen neu und führt die grundlegenden Gedan­
ken weiter.

Dr. KURT COHN, Oberrichter am Obersten Gericht

Einige Gedanken zur Erhöhung der gesellschaftlichen 
Wirksamkeit der Zivilrechtsprechung

Um die Möglichkeiten der Zivilgerichte zu würdigen, 
die Ursachen und mitwirkenden Bedingungen gesell­
schaftlicher Konflikte festzustellen und mittels Verall­
gemeinerung dieser Erkenntnis zur Beseitigung der 
Konflikte durch die Kraft der Gesellschaft beizutragen, 
muß zunächst auf Ausdehnung und Grenzen des Ar­
beitsbereichs der Zivilgerichte hingewiesen werden. 
Gegenstand des Zivilrechts in der DDR sind, abgesehen 
von Persönlichkeitsrechten, die im wesentlichen für das 
Urheberrecht Bedeutung haben, im großen und ganzen 
Ware-Geld-Beziehungen zwischen Personen und Be­
trieben sowie die materiellen, insbesondere die ökono­
mischen Folgen unerlaubter Handlungen, die sich gegen 
Bürger oder Betriebe oder deren Vermögen richten.
Die Beurteilung der materiellen Verantwortlichkeit 
Werktätiger für rechtswidrige Handlungen, die sich 
gegen die sie beschäftigenden Betriebe richten, gehört 
dem Arbeitsrecht an. Die Folgen sonstiger unerlaubter 
Handlungen werden, falls sie ein Strafgesetz verletzen, 
häufig gemäß §§ 268 ff. StPO zunächst vom Strafgericht 
beurteilt, das dann allerdings zuweilen die Sache zur 
Beurteilung der Höhe des Schadens an das Zivilgericht 
verweist.
Sämtliche Streitigkeiten aus wechselseitigen Beziehun­
gen sozialistische! Betriebe sind nach der Verordnung 
über die Aufgaben und die Arbeitsweise der Vertrags­
gerichte vom 28. April 1963 (GBl. II S. 293) auf die 
Staatlichen Vertragsgerichte übergegangen.
Aber auch jetzt noch gehören wichtige Rechtsgebiete 
zur Zuständigkeit der ZiviJgerichte, z. B. Kauf, Miete, 
Pacht (in allen drei Fällen einschließlich Gewährlei­
stung), LPG- und PGH-Recht (soweit es sich um Strei­
tigkeiten zwischen den Genossenschaften und ihren 
gegenwärtigen oder ausgeschiedenen Mitgliedern han­
delt), Patentrecht (Verletzungsstreitigkeiten, in der Be­
rufungsinstanz Nichtigkeitsverfahren). Während also 
Streitigkeiten zwischen sozialistischen Betrieben nahe­
zu vollständig den Vertragsgerichten zugeteilt sind und

damit die Produktionssphäre diesen im wesentlichen 
untersteht, ist der Rechtsweg vor den Zivilgerichten 
für Streitigkeiten zwischen Bürgern untereinander und 
zwischen ihnen und Betrieben gegeben, also für die 
Konsumtionssphäre, dagegen nur ausnahmsweise für 
die Produktionssphäre (z. B. für Patentsachen).
Die Anzahl der Verfahren vor den Zivfigerichten, ins­
besondere beim Obersten Gericht, ist erheblich zurück­
gegangen. Der Rückgang beruht zum Teil auf der Er­
weiterung der Zuständigkeit der Staatlichen Vertrags­
gerichte, zum Teil aber auch auf der Beseitigung von 
Konfliktmöglichkeiten durch die sozialistische Entwick­
lung (z. B. gibt es keine gewerbsmäßige Darlehns­
ausgabe und keine private Wechselbegebung mehr, die 
allein oder in Verbindung mit einer Sicherhat durch 
Hypotheken- oder Pfandbestellungen in der kapitali­
stischen Wirtschaft erhebliche Konfliktmöglichkeiten 
bieten). Darüber hinaus hat die Entwicklung der so­
zialistischen Moral viele Bürger veranlaßt, ihre Ver­
bindlichkeiten mit größerem Pflichtgefühl zu erfüllen, 
insbesondere da ihnen die ungünstigen Folgen der 
Nichterfüllung für die Volkswirtschaft bewußt gewor­
den sind und sie erkannt haben, daß deren Schädigung 
ihnen selbst Nachteil bringt. Zum Teil werden auch 
Konflikte außerhalb des Gerichts durch gesellschaft­
liche Einrichtungen erledigt, z. B. durch Konfliktkom­
missionen, Sehiedsmänner oder Schiedskommissionen. 
Von den Eingängen bei den Kreisgerichten im Jahre 
1962 waren 22,8% Miet- und Pachtsachen, übrigens 
10,2 % Klagen auf Aufhebung des Miet- oder Pacht­
verhältnisses und 16,7% auf Zahlung von Miet- und 
Pachtzinsrückständen. (In einigen Fällen wurden beide 
Ansprüche gleichzeitig geltend gemacht) Auf Gewähr­
leistung, also auf Befriedigung von Ansprüchen aus 
behaupteter mangelhafter Beschaffenheit der Mietsache, 
waren nur 1,5% aller Miet- und Pachtsachen gerichtet 
(Dabei ist allerdings zu bemerken, daß die Mieter 
häufig nicht selbst auf Erfüllung der Gewährleistungs­
ansprüche, also z. B. Ausführung von Reparaturen,
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